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In Kürze

Der CDU-Landesvorsitzende Ingo Schmitt: „Das Lebensgefühl der Berlinerinnen und Berliner aufnehmen.“

„Wir haben verstanden und
kämpfen dafür, Rot-Rot abzulösen“

Die Bewertungen des 
Bundestagswahlergebnis-
ses für die Berliner CDU 
reichten in der Union von 
unbefriedigend bis kata-
strophal. Letzte Umfragen 
sehen die Union in Berlin 
bei nur 20 Prozent. Die 
Berliner Rundschau sprach 
mit dem Landesvorsitzen-
den der Christdemokraten 
und Bundestagsabgeord-
neten Ingo Schmitt über 
die Situation der CDU in 
der Hauptstadt.

BR: Herr Schmitt, in weni-
ger als 11 Monaten sind in 
Berlin wieder Wahlen zum 
Abgeordnetenhaus und zu 
den Bezirksverordnetenver-
sammlungen. Hat die CDU 
überhaupt noch eine Chan-
ce?
Schmitt: Aber sicher, bei 
der katastrophalen Bilanz 
von Rot-Rot. Das Bundes-
tagswahlergebnis war in 
der Tat kein Glücksmoment 
für uns. Aber wir haben in 
den Gremien der Partei be-
reits am Tag nach der Wahl 
mit der Einrichtung einer 
Strategie- und einer Fin-
dungskommission reagiert. 
Genauso wie mit der breit 
angelegten Diskussion in 
der Partei bin ich im Au-
genblick sehr zufrieden mit 
dem eingeschlagenen Weg, 
der mehr und mehr an Kon-
tur gewinnt.

BR: Die letzten Umfragen 
spiegeln das aber noch nicht 
wieder.
Schmitt: Nach dem Wahl-
ergebnis konnte man nicht 
mit besseren Werten rech-
nen. Noch einmal: 
Die Grundstimmung in der 
Partei ist kämpferisch posi-
tiv. Ganz nach dem Motto: 
Wir haben verstanden. Und 

wir kämpfen dafür, Rot-Rot 
abzulösen. Und wenn Sie 
schon so auf die Zahlen 
achten: Aus Zahlen kann 
man alles und nichts lesen. 
Das Berliner Ergebnis war 
schlecht, aber kein wirkli-
cher Ausreißer im Vergleich 
zu anderen Großstädten. 
Oder anders: Bei den Wah-
len in Berlin 1999 lag die 

SPD bei etwa 22 Prozent, bei 
der darauffolgenden Wahl 
stellte sie den Regierenden 
Bürgermeister. Oder auch 
die CDU. Bei der Bundes-
tagswahl 1998 knapp 24 
Prozent und ein Jahr später 
bei den Berlin Wahlen über 
40 Prozent. Die Zeiten sind 
sehr schnelllebig geworden. 
Schauen Sie sich nur das 
Herumirren der Umfragin-
stitute vor dieser Bundes-
tagswahl an. Im Übrigen 
lag die CDU Berlin noch vor 
wenigen Monaten in Ber-
lin auf Platz 1 mit mehr als 
30 Prozent. Kurzum: Bange 

machen gilt nicht – alles ist 
möglich.

BR: Von allein wird sich aber 
kaum etwas ändern?
Schmitt: Ich habe es bereits 
gesagt. Der in den letzten 
Wochen eingeschlagene 
Weg festigt sich. Wir haben 
erkannt, dass wir bei jungen 
Wählern, Frauen und im Os-

ten der Stadt deutliche De-
fizite haben. Ein wichtiges 
Ergebnis dieser Wochen ist, 
dass wir wieder mehr das 
Lebensgefühl der Berline-
rinnen und Berliner aufneh-
men und in Politik umset-
zen müssen. Zusammen mit 
der CDU-Fraktion hat die 
Berliner Union erste neue 
Ansätze beschlossen. Fa-
milienpolitik steht dabei an 
vorderer Stelle. Familienpo-
litik, wie sie eine Großstadt 
etwa mit vielen Alleinerzie-
henden braucht. Wir sagen, 
Politik für Familien ist eine 
wichtige Querschnittauf-

gabe für fast alle anderen 
Politikfelder. Dass die Uni-
on in den Bereichen Innere 
Sicherheit, Wirtschafts- und 
Bildungspolitik die besseren 
Konzepte hat, glauben die 
Menschen uns auch, ohne 
dass wir das jeden Tag aus-
drücklich betonen müssen. 
Mir wird übrigens immer das 
Zitat in den Mund gelegt, 

ich wolle die CDU wieder 
zur „Kleinen-Leute-Partei“ 
machen. Das waren zwar so 
nicht meine Worte, aber es 
gibt Schlimmeres, was man 
einem nachsagen kann.

BR: Auf die Frage, welcher 
Spitzenkandidat diese Politik 
den Menschen nahe bringen 
soll, sagen Sie seit langem das 
Gleiche. Bis zur Jahreswende 
werde eine Persönlichkeit ge-
funden, die zur Berliner CDU 
und zur Stadt passe und zu Per-
sonalspekulationen wollen Sie  
sich jetzt nicht mehr äußern.
Schmitt: Genauso ist es.

Fortsetzung von Seite 1
In dem beschlossenen Maß-
nahmenkatalog fordert 
die Berliner Union unter 
anderem eine deutliche 
Ausweitung der Kinderbe-
treuungsangebote, eine 
anzustrebende Kosten-
befreiung der Kita-Plätze 
– möglichst von Beginn an, 
eine Erhöhung des Ange-

bots von Ganztagsschulen 
und eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf 
insgesamt. Dabei wird vor 
allem gedacht an die Ein-
richtung von Betriebs-Kitas 
an Universitäten oder auch 
in Verwaltungen nach dem 
Vorbild vieler Wirtschafts-
unternehmen, die auf das 
große Potential ihrer meist 

weiblichen Mitarbeiter 
auch während des Kita-Al-
ters des Nachwuchses nicht 
verzichten wollen. Der 
Fraktionsvorsitzende der 
CDU im Abgeordnetenhaus 
Nicolas Zimmer betont: 
„Familienpolitik ist neben 
der Bildungs- und Wissen-
schaftspolitik eines der Zu-
kunftsthemen überhaupt.“

Familien in den Mittelpunkt

Wall Street Journal:
Spitzenplatz für Merkel
Die designierte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel 
gehört nach Einschätzung 
des „Wall Street Journal“ 
zu den einflussreichsten 
Politikerinnen weltweit. 
In der Rangliste „Top 50 
Women to Watch“, die 
weibliche Verdienste in 
Politik und Wirtschaft 
auszeichnet, führt Mer-
kel die Liste der Politike-
rinnen an. 

Schavan: „Sprache ist 
der Schlüssel“
Die designierte Ministe-
rin für Bildung und For-
schung, Annette Schavan, 
will die frühkindliche Bil-
dung für Kinder im Alter 
von drei bis sechs Jahren 
fördern. Konkret gehe es 
darum, „den Bildungsauf-
trag der Kindergärten zu 
stärken“, sagte die CDU-
Politikerin der „Berliner 
Zeitung“. 

Neue Fachausschüsse 
der CDU Berlin
Konzepte und Positionen 
sollen die neuen Fachaus-
schüsse erarbeiten. Der 
CDU-Landesverstand hat 
zunächst vier eingerich-
tet, weitere sollen zur 
Vorbereitung der Abge-
ordnetenhauswahl 2006 
folgen. Bisher gibt es: 
Fachausschuss „Lebens-
werte Stadt“ (Vorsitz Ale-
xander Rychter), Kultur 
(Prof. Christoph Stölzl), 
Schulpolitik und beruf-
liche Bildung (Gerhard 
Schmid), Medien (Gabri-
ele Wichatzek)

Neue Aufgabenvergabe 
in der Fraktion
Andreas Gram und Kurt 
Wansner sind einstimmig 
zu neuen stellvertreten-
den Vorsitzenden der 
Berliner CDU-Fraktion 
gewählt worden. Auch 
Sprecherposten wurden 
neu besetzt: Stephan 
Tromp (Wirtschaft), Dr. 
Uwe Lehmann-Brauns 
(Kultur), Ralf Reppert 
(Stadtentwicklung), Cer-
stin-Ullrike Richter-Ko-
towski (Familienpolitik). 
Neuer Vorsitzender des  
Sportausschusses wird 
Dr. Frank Steffel.


